
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 28.10.2025 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 001/610-12 FNP2030 7.5 Änd. 

Vorlage: 001/2025/0176 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Planung und Bauwesen Ver-
bandsgemeinde Rhein-Selz 

27.11.2025 2 Öff.    

Verbandsgemeinderat Rhein-
Selz 

04.12.2025 1.4 Öff.    

 
    

 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz, Flächennutzungsplan 2030 der Verbandsgemeinde Rhein-
Selz; Hier: Beratung und Beschlussfassung über den Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 
1 BauGB zur 7. Änderung des Flächennutzungsplan 2030 für den Teilbereich 7.5 in der Ge-
markung Oppenheim, Änderung Grünfläche in landwirtschaftliche Fläche. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
A)  
Der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt/ der Verbandsgemeinderat der Verbandsge-
meinde Rhein-Selz fasst gemäß § 2 Abs. 1 BauGB den Aufstellungsbeschluss zur 7. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes 2030 der Verbandsgemeinde Rhein-Selz für den Teilbereich 7.5 in der Gemar-
kung Oppenheim –  Änderung einer Grünfläche in landwirtschaftliche Fläche (§ 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB)  
 
B)  
Der Verbandsgemeinderat beschließt die Auftragsvergabe an das Planungsbüro BHM aus Bruchsal zu 
beauftragen.  
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
  



Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Name) 
Haushaltsachbearbeiter/in 

 
Im Auftrag  Im Auftrag  In Vertretung   
       
       

(Starck)  (Livingston)  (Wagner)   
Sachbearbeiter  Fachbereichsleiter  Beigeordnete   

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Die Gemeinden haben gemäß § 1 Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 
es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Aufgabe der Bauleitpla-
nung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde nach Maß-
gabe der einschlägigen Gesetze vorzubereiten und zu leiten. 
Die planungsrechtliche Umsetzung der Raumplanung und -entwicklung erfolgt durch den 
wirksamen Flächennutzungsplan 2030 (vorbereitender Bauleitplan) der Verbandsgemeinde 
Rhein-Selz. Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan 
(FNP) zu entwickeln. 
Anlass der Planung ist die Übernahme der Teilaufhebung eines Bebauungsplanes mit dem 
städtebaulichen Ziel der planungsrechtlichen Rückführung in die ursprüngliche Nutzung. Die 
festgesetzte Nutzung als Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Kleingarten“ im Außenbe-
reich der Gemarkung Oppenheim wurde nicht umgesetzt und ist langfristig nicht vorgese-
hen, weshalb die Fläche wieder als landwirtschaftliche Fläche genutzt werden soll. 
Ziel und Zweck der Änderung ist es, die Darstellung der Fläche als Grünfläche Bestand mit 
der Zweckbestimmung „Kleingarten“ rückgängig zu machen und sie zukünftig als landwirt-
schaftliche Fläche Bestand auszuweisen. 
 
Zu B) 
Für die Durchführung eines Bauleitplanverfahrens ist ein Planungsbüro mit der Erstellung ei-
nes Bebauungsplanentwurfs und dessen Grundleistungen zu beauftragen. Von einer öffentli-
chen Ausschreibung der Planungsleistung kann nach den Bestimmungen der VgV (Vergabe-
ordnung) abgesehen werden, da der verbindliche Schwellenwert nicht überschritten wird. 
Das Ingenieur- und Stadtplanungsbüro ist mit den örtlichen Gegebenheiten und der beab-
sichtigten Entwicklung der Gemeinde vertraut. Der Verbandsgemeindeverwaltung ist das 
Planungsbüro für seine zuverlässige Leistung und Ausführung bekannt. 
 
Anlage: Auszug aus dem Flächennutzungsplan 2030 zur Teilflächenänderung 7.5 in Oppen-
heim 
 
  
 
 


